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Sehr geehrter Herr Präsident, meine verehrten Damen und Herren, 

für die Themenstellung „Das Bundeskriminalamt und Minderheiten“ markiert der  
28. Januar 1983 ein in zweifacher Hinsicht exemplarisches Datum. Zum einen  
demonstrierten an diesem Tag mehr als einhundertdreißig Sinti und Roma öffentlich-
keitswirksam in Wiesbaden vor dem BKA, am Eingang Tränkweg. Sie hatten die  
Kleidung von KZ-Häftlingen imitiert, führten Transparente und Schilder, zum Beispiel 
mit der Aufschrift „ZN-Erfassung, wir denken an das Auschwitzblut“ mit sich und 
skandierten Slogans wie „Nie mehr 1933“, „Nie mehr Auschwitz“ und „Nie mehr  
Rassismus“. Der seinerzeitige BKA-Vizepräsident Herbert Tolksdorf berichtete dem 
Bundesinnenministerium offenkundig überrascht über das Demonstrationsgeschehen 
und konnte schließlich erreichen, dass die Protestierenden gegen die Zusage eines  
Treffens mit der Amtsleitung das Feld räumten. 

Am selben Tag beriet zum anderen der für die polizeiliche Bund-Länder-
Zusammenarbeit zuständige Arbeitskreis II („Innere Sicherheit“) der Innenminister-
konferenz im nordhessischen Eschwege. Die dort tagenden Herrschaften hatten mit 
Tagesordnungspunkt 21 ein Thema auf der Agenda, welches die Gremien der bundes-
deutschen Sicherheitsarchitektur seit einem Jahr beschäftigte und inzwischen zu einer 
Farce zu werden drohte: die „Streichung des Suchmerkmals ZN (Zigeunername) im 
INPOL-System nämlich. Mit Stand von Juli 1982 waren 350 so genannte „Zigeuner-
namen“ unter insgesamt 25.000 „Sonstigen Namen“ im Datenverbund der deutschen 
Polizeien erfasst. Doch auch in Eschwege konnten sich die Experten des AK II nicht 
dazu durchringen, auf die Sondererfassung von Sinti und Roma in ihren elektronischen 
Wissensbeständen zu verzichten. Das Innenministerium zog den Vorgang entnervt an 
sich und erwirkte, dass der AK II im Juli 1983 das Merkmal „ZN“ per Umlaufbeschluss 
suspendierte. 

Diese Lösung war für das Bundeskriminalamt im Grunde keine Lösung. Noch bis zum 
Jahr 2001 sollte es sich im Rahmen des Datenaustausches mit der Minderheit der Sinti 
und Roma befassen. Die Ursache dafür stellte die Entwicklung der Behörde seit ihrer 
Gründung dar. Und die Wurzeln der Befassung mit Sinti und Roma lagen im Grunde 
noch weiter in der Vergangenheit. Ich möchte Sie nun daher bitten, mit mir gemeinsam 
einen Sprung aus dem Jahr 1983 um weitere 40 Jahre zurück zu vollziehen. 

Am 9. August 1940 zeichnete der Beamte Dr. Josef Ochs im Reichskriminalpolizeiamt 
ein Schreiben aus der „Reichszentrale zur Bekämpfung des Zigeunerunwesens“ an die 
Kriminalpolizeistelle Magdeburg, welches für acht Menschen den Auftakt zu einem 
Martyrium bildete: Der Familienvater Robert R., so das Schreiben, werde in der 
Reichszentrale „aktenmässig geführt und müsse als „Zigeuner-Mischling (+) […] mit 
vorwiegendem Zigeunerblutsanteil“ gesehen werden, seine Ehe habe den Status einer 
„Zigeunerehe“.  
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R. wurde auf Grundlage dieser Mitteilung Anfang 1942 aus der Wehrmacht entlassen, 
am 01. März 1943 wurde das Ehepaar mit sechs Kindern nach Auschwitz deportiert, 
wo nachweislich der älteste, 1925 geborene Sohn der Familie am 12. Mai 1943  
verstarb. 

Josef Ochs sollte im Bundeskriminalamt zu den prägenden Persönlichkeiten des ersten 
Jahrzehnts seit Bestehen der Behörde gehören. Er war zunächst Leiter der Exekutive 
der Sicherungsgruppe und avancierte dann zum stellvertretenden Leiter der Abteilung 
„Nachrichtensammlung und Auswertung“. Ganz besonders aber trat Ochs als „Zigeu-
nerexperte“ hervor und stützte sich dabei auf die Erfahrungen, die er vor 1945 gesam-
melt hatte. Im Jahre 1906 geboren, hatte Josef Ochs Jura studiert und war promoviert 
worden. 1936 wurde er Kriminalpolizist. Bis 1945 sollte er sich mehrmals an  
NS-Verbrechen beteiligen: Im Mai 1940 war er in einem Kölner Sammellager an der 
Selektion der rheinischen Sinti und Roma beteiligt, welche dann nach Polen deportiert 
wurden, in den September des gleichen Jahres fällt das bereits erwähnte Schreiben, auf 
dessen Grundlage acht Menschen nach Auschwitz verschleppt werden sollten. Drittens 
bat er am 22. Juli 1943 unter Bezugnahme auf den Runderlass zur so genannten  
„vorbeugenden Verbrechensbekämpfung“ von 1937 in einem Brief an den Vorstand 
des Zuchthauses in Hamburg-Fuhlsbüttel um die Überführung eines Zuchthaushäftlings 
in das Düsseldorfer Polizeigefängnis, „da ich beabsichtige, gegen ihn polizeiliche  
Vorbeugungsmaßnahmen […] anzuordnen“ – sprich: Ochs gedachte diesen Menschen 
in ein KZ deportieren zu lassen. 

Ochs berief sich nach 1945 darauf, dass er auch unter den Nationalsozialisten Katholik 
geblieben und nicht aus der Kirche ausgetreten war, was ihm tatsächlich berufliche 
Nachteile beschert hatte. Für sein Entnazifizierungsverfahren konnte er unter anderem 
den späteren nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten Karl Arnold als Leumunds-
zeugen gewinnen. 1950 fand Ochs den Weg zurück in den Kriminalpolizeidienst,  
1951 wechselte er in das Kriminalpolizeiamt für die britische Zone, den direkten  
Vorläufer des BKA. 

Nach seiner Zeit bei der Sicherungsgruppe reaktivierte das Bundeskriminalamt die ein-
schlägige Expertise, über die Dr. Ochs verfügte – es bestellte ihn zu seinem Vertreter, 
als sich 1954 in der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter mit dem 
Bundeskriminalamt, kurz: der AG Kripo, einem Unterausschuss des AK II der Innen-
ministerkonferenz, eine Debatte über den Umgang mit der Kriminalität so genannter 
Landfahrer entspann.  

„Landfahrer“, das war nichts anderes als ein terminus technicus von bundesdeutschen 
Kriminalisten für Sinti und Roma. Diese waren im Kaiserreich und in der Weimarer 
Republik zunehmend kontrolliert und schikaniert worden – nicht wegen tatsächlicher 
Kriminalität, sondern, und zwar in überragendem Maße, wegen ihrer (allerdings schon 
längst abnehmenden) Nichtsesshaftigkeit und ihrer der Mehrheitsgesellschaft suspekten 
Lebensgestaltung.  
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Der Historiker Michael Zimmermann hat jene administrativ-bürokratischen Praktiken 
als kulturalistischen Rassismus beschrieben, welcher die Vorstufe zum biologistischen 
Rassismus der Nationalsozialisten bildete. 

Dessen furchtbares Ausmaß kann und soll an dieser Stelle nicht ausführlich referiert 
werden, Ihnen allen sind die schrecklichen Folgen des nationalsozialistischen Rassen-
wahns für die europäischen Sinti und Roma wahrscheinlich bewusst. Bis zum Sommer 
1944 kamen etwa 20.000 Sinti und Roma in Auschwitz ums Leben, entweder durch 
Hunger und Krankheiten oder durch die Ermordung in den Gaskammern. Die Zahl der 
außerhalb von Auschwitz in Lagern und Ghettos getöteten oder von den Mord-
kommandos der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei erschossenen Sinti und Roma 
wird auf mehrere Hundertausend geschätzt. 

Auch nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches endete die Verfolgungs- und  
Leidensgeschichte der  Sinti und Roma nicht. Zwar wurden von den Alliierten durchaus 
zügig die rassistischen Gesetze der Nationalsozialisten aufgehoben, aber bald nach der 
Gründung der Bundesländer und schließlich der Bundesrepublik begannen die Nach-
stellungen und Schikanen erneut – nun freilich unter anderen Termini als zwischen 
1933 und 1945, aber häufig von denselben Polizeibeamten betrieben, die vor 1945 für 
die „Bekämpfung des Zigeunerunwesens“ zuständig gewesen waren. Seit 1949 erlebte 
die junge Bundesrepublik mehrere Tagungen zu kriminalpolitischen Fragen, auf denen 
Klischees gegenüber Sinti und Roma aufgewärmt, Kritik an der Politik der Alliierten 
geübt und ein gemeinsames Erinnern an den Nationalsozialismus nachgerade einstu-
diert wurde. Bezeichnend dafür ist ein im September 1949 entstandenes Memorandum 
einer Tagung in München, welches den Schluss zog: „Um den Gedanken einer  
rassischen Verfolgung von vornherein auszuschalten, erscheint es notwendig, den Aus-
druck Zigeuner vollständig zu meiden und dafür den Ausdruck Landfahrer zu wählen. 
Es sollten deshalb einheitlich die Bezeichnungen: Landeszentrale zur Bekämpfung des 
kriminellen Landfahrerunwesens und Länderzentrale zur Bekämpfung des kriminellen 
Landfahrerunwesens gewählt werden.“ 

Bei dieser Neuausrichtung ging es erkennbar nicht darum, das künftige polizeiliche 
Handeln gegenüber Sinti und Roma an deren Verfolgungsgeschichte und dem Schutz 
ihrer Grundrechte zu orientieren. Vielmehr handelte es sich um eine rein semantische 
Verschiebung, die eine Abgrenzung zur „Zigeunerverfolgung“ des Nationalsozialismus 
suggerieren sollte. 

Im Jahr 1954 verhandelte die AG Kripo schließlich über eine Richtlinie zur bundesein-
heitlichen Bekämpfung des „Landfahrerunwesens“, so der Sprachgebrauch der Krimi-
nalisten. In dieser blieben die NS-Erfahrungen stets präsent, argumentierte das BKA 
durchaus energisch – und zwar vertreten durch Josef Ochs – mit Verweis auf die ver-
meintlichen Vorzüge einer zentralisierten Verfolgung von Sinti und Roma, die es auch 
vor der Folie des Rechtsstaates notwendig mache, die gesamte Gruppe zu kontrollieren, 
um auf ihre kriminellen Bestandteile zugreifen zu können.  
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Kriminalpolitisch, das muss deutlich betont werden, war die tatsächliche Kriminalität 
von Sinti und Roma allerdings nahezu irrelevant: 1954 etwa wurden bundesweit  
1743 Sinti und Roma als Straftäter unter insgesamt 1,1 Millionen Täterinnen und  
Tätern ermittelt und in der Polizeilichen Kriminalstatistik registriert. Solche Fakten 
kümmerten die versammelten Experten von Bund und Ländern allerdings wenig – es 
waren letztlich die föderalistischen Sonderinteressen Bayerns, die den Zuständigkeits-
wünschen des BKA einen Riegel vorschoben. 1955 verabschiedete sich der Bund im 
Arbeitskreis II vom Gedanken einer länderübergreifenden Regelung. 

Ab der zweiten Hälfte der 50er Jahre beschäftigte sich das BKA kontinuierlich auf zwei 
Ebenen mit der Zielgruppe „Sinti und Roma“: eher theoretisch durch Beiträge in der 
Fachöffentlichkeit und praktisch in seiner Funktion als Nachrichtenzentrale der  
Länderpolizeien. Auf der erstgenannten Ebene beteiligten sich einige seiner Beamten in 
den Fachkreisen an der permanenten Reproduktion traditioneller Ressentiments, etwa 
auf den Herbsttagungen im BKA, in Fachzeitschriften oder eigenständigen Publikatio-
nen.  Und KI-Chef Bernhard Niggemeyer schwelgte noch in seinem Beitrag in der 
Schrift „Kriminologie – Leitfaden für Kriminalbeamte“ aus dem Jahr 1967 neben Aus-
fällen gegen „Gammler“ und Homosexuelle ungehemmt in den Denkmustern eines 
„kulturalistischen“ Rassismus: „Die Zigeuner leben in Sippen und Horden, haben einen 
‚Häuptling‘, dem sie bedingungslosen Gehorsam schulden und eine Stammesmutter, 
die als Hüterin der Stammessitte gilt. Die Zigeuner haben weder einen festen Wohnsitz, 
noch gehen sie einer geregelten Berufstätigkeit nach. Der Hang zu einem ungebunde-
nen Wanderleben und eine ausgeprägte Arbeitsscheu gehören zu den besonderen 
Merkmalen eines Zigeuners“. Der so genannte „Niggemeyer-Leitfaden“ wurde 1982 
amtsintern von Präsident Boge für überholt erklärt und ist inzwischen längst aus dem 
Verkehr gezogen worden. 2008 verfasste eine Absolventin der Fachhochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung eine Diplomarbeit, die das Machwerk des einstigen 
KI-Chefs heftig kritisierte. 

Ansichten, wie etwa Niggemeyer sie Ende der 1960er Jahre äußerte, sollten im BKA 
auf der zweitgenannten Ebene, im Rahmen des kriminalpolizeilichen Meldedienstes, 
überdauern, wo das Amt eine Schlüsselrolle bei der in bürokratische Routinen gegosse-
nen Diskriminierung von Sinti und Roma spielte. Auf dieser praktischen Ebene war das 
BKA allerdings nicht wegen einer originären Zuständigkeit tätig, sondern blieb lang-
fristig per Gesetzesauftrag auf das Sammeln und Aufbereiten von Informationen  
beschränkt. Durch eine eigentümliche Mischung aus fehlender Sensibilität und büro-
kratischer Gewohnheit fanden die soeben plakativ zitierten Ansichten nahezu unverän-
dert Eingang in die polizeiliche Datenerfassung und -verarbeitung. Thesenartig 
zusammengefasst: Seit der in den fünfziger Jahren zwar angestrebten, aber niemals 
erreichten Zuständigkeit des Bundeskriminalamtes für das „Landfahrerunwesen“ war 
die Wiesbadener Behörde an der Diskriminierung von Sinti und Roma im Rahmen von 
Meldungen, Fahndungen, statistischen Auswertungen und wissenschaftlichen oder pub-
lizistischen Beiträgen beteiligt, nicht aber mittels der Durchsetzung eigener Konzepte. 
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Ich bin sehr gern bereit, Ihnen in der Diskussion zu berichten, welche Erkenntnisse wir 
durch den Blick auf Quellen wie die Polizeiliche Kriminalstatistik, das Bundes-
kriminalblatt, auf die Richtlinien für den kriminalpolizeilichen Meldedienst sowie in 
die Sachbereiche des Datenverbundes INPOL gewonnen zu haben glauben. 

Ausführlich möchte ich Ihnen allerdings berichten, wie sich das Bundeskriminalamt 
seit der spätestens 1983 laut werdenden Kritik an seiner Arbeit im Bezug auf Sinti und 
Roma stellte. Die Amtsleitung wurde durch die Demonstration vom 28. Januar 1983 
und durch kritische Nachfragen seitens des Innenministeriums für das Thema Sinti und 
Roma sensibilisiert; man begann, überkommene Routinen zu hinterfragen, für deren 
Etablierung viele der nun Handelnden gar nicht verantwortlich waren. Deutliche  
Früchte trug diese Entwicklung aber erst, als einige Bundestagsbeschlüsse aus dem 
November 1985 die von den Sinti und Roma zwei Jahre zuvor am Wiesbadener 
Tränkweg erhobenen Forderungen als politisches Wollen untermauerten. Die Amts-
leitung unternahm fortan den Versuch, sich eindeutig von Verdachtsmomenten zu  
befreien. Anfang Januar 1986 wurde amtsintern ein Vermerk mit dem Betreff „Sprach-
regelung; hier: Benutzung des Wortes ‚Zigeuner’“ versendet, der klarstellte, dass das 
Wort „Zigeuner“ nicht verboten, wohl aber nicht zu benutzen sei, „wenn sich aus dem 
Zusammenhang eine Diskriminierung der Zigeuner als Volksgruppe ableiten“ ließe. 
Von der Verwendung des Begriffs „Landfahrer“ sei abzusehen und ersatzweise 
„HWAO“ – ein Kryptonym für häufig wechselnder Aufenthaltsort – zu verwenden. In 
Zweifelfällen müsse Rücksprache gehalten werden. 

Die Amtsleitung trug damit erstens dem Umstand Rechnung, dass im Amt und im 
dienstlichen Schriftverkehr bisher die Begriffe „Zigeuner“ und „Landfahrer“ mangels 
einer verbindlichen Vorgabe aus der Behördenspitze oder aus dem Bundesinnenminis-
terium möglich geblieben waren - der Beschluss des AK II etwa hatte lediglich die 
Verwendung des Kürzels „ZN“ im INPOL-System verunmöglicht. Zweitens unterbrei-
tete sie den Beschäftigten ein Angebot, sich durch eine verbindliche Regelung und das 
Angebot der Rücksprache absichern zu können. In der Abteilung ED (Erkennungs-
dienst) wurde diese Weisung umgehend den Mitarbeitern zur Kenntnis gebracht und 
die Unterlagen zu allen bis dahin als „Zigeuner“ und „Landfahrer“ erkennungsdienst-
lich Behandelten rückwirkend mit „HWAO“ beschriftet. 

Aber man versäumte es, und das ist der Kern unserer Kritik, bis hinunter zur Sachbear-
beiterebene die Gründe für derartige Sprachregelungen zu kommunizieren. Man er-
wartete, dass die Sachbearbeiter Delikte wie den Tageswohnungseinbruch, der von den 
Kriminalisten häufig mit minderjährigen Sinti und Roma in Verbindung gebracht  
wurde, im Rahmen des Meldedienstes effektiv bearbeiteten, gab ihnen aber außer dem 
Verbot einiger Begriffe wenig an die Hand, um die größeren Zusammenhänge oder gar 
die historische Dimension ihrer Arbeit zu verstehen und zu reflektieren. 
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Entgegen aller bisherigen Verlautbarungen auch diverser Bundesregierungen hat sich 
das Bundeskriminalamt vor diesem Hintergrund bis 2001 an kriminalpolizeilicher 
Bund-Länder-Zusammenarbeit beteiligt, die als Diskriminierung und Stigmatisierung 
der Sinti und Roma als ethnischer Entität interpretiert werden kann. Bis zu diesem 
Zeitpunkt existierte im Amt eine Sachbearbeiterstelle, deren Existenz im Projektverlauf 
besondere Aufmerksamkeit zukam. Der ehemals dort beschäftigte Angestellte D. stand 
dem Projektteam in zwei aufschlussreichen Interviews zur Verfügung, welche den 
Wandel des Umgangs mit Sinti und Roma im BKA eindrucksvoll dokumentierten. 

D. arbeitete von 1988 bis 2001 als Sachbearbeiter im Kriminaldauerdienst des Bundes-
kriminalamtes. Als Eingangssachbearbeiter hatte er Anfragen aus den Bundesländern 
zu Tatkomplexen zu bearbeiten, in denen reisende Täter, und zwar überproportional 
Angehörige der Gruppe der Sinti und Roma, als Täter aufgetreten waren oder als Straf-
täter in Frage kamen. Häufig war der Tageswohnungseinbruch betroffen. D. also ver-
waltete Daten, aus denen hervor zu gehen schien, dass die Täter zu gewissen Delikten 
besonders häufig unter Sinti und Roma zu finden seien. Aber außer den erwähnten 
Sprachregelungen gaben ihm seine Vorgesetzten keine Unterstützung, wie er mit dieser 
Beobachtung umgehen und ob beziehungsweise wie er seine Tätigkeit darauf abstellen 
sollte. Auf der Suche nach Kontextinformationen wurde D. im eigenen Haus nicht  
fündig, also begann er auf eigene Initiative zu recherchieren, zog etwa Artikel des  
Reader’s Digest heran. Im Laufe der Jahre hat sich D. ein enormes Wissen über  
Geschichte und Kultur der Sinti und Roma erworben, das bis heute Details ihrer  
Verfolgungsgeschichte wie selbstverständlich einschließt und reflektiert. 

An D. war es, eingehende Anfragen so zu bearbeiten, dass in der Endsachbearbeitung 
wesentliche Punkte schon geklärt waren: Wo und wann waren Tatverdächtige schon in 
Erscheinung getreten? Welche Werkzeuge waren beispielsweise bei Einbrüchen ver-
wendet worden? Beim Austausch mit den Länderkollegen, so hat es uns D. freimütig 
berichtet, spielten Begrifflichkeiten nicht immer eine Rolle - in Gesprächen oder bei 
Telefonaten fiel also auch das Wort „Zigeuner“. Um sich selbst über diese komplexe 
Materie klarer zu werden, hatte D. spezialisierte Arbeitsabläufe entwickelt: In seinem 
Büro lagerten Spezialakten (zum Beispiel über Wahrsager, gegen die wegen Betruges 
ermittelt wurde), er legte eine „Grabbelkartei“ an. 

Das Bundeskriminalamt als Institution hat es D. nicht ermöglicht, die hier lauernden, 
möglichen Fallstricke seines Handelns zu erkennen und zu vermeiden. Wie und aus 
welchen Gründen er die Sondererfassung einer ethnischen Gruppe vermeiden, zugleich 
aber die als Straftäter verdächtigten Sinti und Roma registrieren könnte, überließ man 
seinen eigenen Überlegungen. Wer polizeiliche Arbeit in einem solchen Feld reflektiert 
verrichten soll, müsste hingegen entsprechend aus- und fortgebildet werden. Es gab und 
gibt bis heute innerhalb des BKA keine Form nachhaltiger Fortbildung hinsichtlich 
dieser Problematik.  
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D.s Sachbearbeiterstelle entfiel 2001. Er hatte als letzten Arbeitsakt auf Anweisung der 
Amtsleitung seine Unterlagen zu vernichten. In der Geschichte des Bundeskriminal-
amtes spielt das in Rede stehende Sachgebiet eine eigentümliche Rolle. Schon seine 
Existenz dokumentiert, wie lange Polizisten der Vorstellung folgten, Sinti und Roma 
müssten aufgrund ihrer kulturellen Eigenschaften eine besondere Bedeutung in der 
Strafverfolgung einnehmen. Es muss freilich betont werden, dass diese Diskriminie-
rung ein gesamtgesellschaftliches Problem darstellte und immer noch darstellt, bis zum 
heutigen Tage bei weitem nicht gelöst ist und sich ganz bestimmt nicht nur in der Ver-
wendung (oder eben: Nicht-Verwendung) bestimmter Termini und Begrifflichkeiten 
erschöpft.  

In der Summe kann festgehalten werden: Das Bundeskriminalamt wurde, was den  
Umgang mit Sinti und Roma anging, im ersten Jahrzehnt seines Bestehens erheblich 
vom Glauben an die Gefährlichkeit derselben in ihrer Gesamtheit, als ethnische Gruppe 
geprägt. Beim Vorstoß in der AG Kripo, die Zuständigkeit für die Erfassung und Straf-
verfolgung an sich zu ziehen, scheiterte es. Die von kritischen Publikationen unter-
stellte „Zentralstellenfunktion“ hat das Amt dessen ungeachtet nie inne gehabt. Offen-
sichtlich ist jedoch, dass Sinti und Roma im Meldedienst des BKA lange Gegenstand 
blieben – und zwar auf der Basis einer Terminologie mit rassistischem Unterton,  
welche ihre Ursprünge im Kaiserreich hatte und in den fünfziger Jahren von Amts-
angehörigen zu neuem Leben erweckt worden war. 

Erst die achtziger Jahre sollten einen wirklichen Paradigmenwechsel in Amt und  
Gesellschaft nach sich ziehen: Die sich herausbildenden Selbstorganisationen der Sinti 
und Roma, allen voran der Zentralrat, skandalisierten mehrfach Praktiken, deren  
Anwendung sie im BKA vermuteten. Ihre Forderungen fanden bis zu den Bundestag-
parteien Gehör und gewannen folglich an Gewicht und Verbindlichkeit. Das Amt selbst 
reagierte besonders auf NS-Vergleiche verstört und ungläubig und ließ mitunter auch 
ein adäquates Problembewusstsein vermissen. Seit Mitte der achtziger Jahre sorgten 
aber schließlich öffentliche Debatten, Bundestagsbeschlüsse sowie Entscheidungen von 
Fachaufsicht und Amtsleitung dafür, die in Verbindung zu Sinti und Roma stehende 
überkommene und die Gruppe insgesamt diskriminierende Terminologie aus dem 
Sprachgebrauch der Amtsangehörigen zu verbannen.  

Die Amtsleitung allerdings gab den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über diese 
schlichten Verfügungen hinaus nichts an die Hand, was geeignet gewesen wäre, die tief 
in der Vergangenheit liegenden und wenigstens teilweise bis in die Gegenwart wirken-
den Bedingungen des polizeilichen Umgangs mit Sinti und Roma adäquat auf ihre  
Arbeit beziehen zu können: Zwar war (und ist) es nach 1945 völlig legitim, gegen straf-
fällige oder straftatverdächtige Angehörige der Sinti und Roma polizeilich zu ermitteln, 
aber erstens musste (und muss) es Beamtinnen und Beamten vergegenwärtigt werden, 
dass die Betroffenen Ermittlungen gegen sich aufgrund persönlicher oder familiärer 
Verfolgungserfahrungen während der NS-Zeit als Fortsetzung einer solchen Hatz  
empfinden konnten (und können).  



Andrej Stephan M.A. – Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
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Und zweitens darf die polizeiliche Auseinandersetzung mit straffälligen Individuen 
nicht in eine Sondererfassung einer ethnischen Gruppe eingebettet werden. Das gilt 
generell, für Sinti und Roma aber in ganz besonderer Weise, weil sie in Deutschland 
über Jahrzehnte hinweg einer diskriminierenden Registrierung ausgesetzt waren, die im 
systematischen, von der Polizei organisierten Völkermord gipfelte.  

Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Geduld. 
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